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von Frank Umbach
Der katastrophale Verlust desU-Bootes „Kursk“ am 12. Au-gust 2000 symbolisiert mehr
als alle anderen Probleme den Zu-
stand der russischen Streitkräfte und
damit der Institution, auf deren
Grundlage der frühere sowjetische
Supermachtstatus basierte. Bereits
zuvor hatte Präsident Wladimir Putin
mit der Unterzeichnung neuer kon-
zeptioneller Schlüsseldokumente zur
Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik den Spagat zwischen
Aufrechterhaltung eines russischen
Großmachtstatus und den engen öko-
nomisch-finanziellen Rahmenbedin-
gungen versucht. So wurden im Janu-
ar 2000 die neue Nationale Sicher-
heitskonzeption (NSK), im März eine
erste Konzeption zur Marinepolitik,
im Mai die neue Militärdoktrin (MD)
und im Juni eine neue außenpoliti-
sche Konzeption verabschiedet.
Zwar lassen sich alle vier Schlüssel-
dokumente von der Notwendigkeit
der Aufrechterhaltung eines Groß-
machtstatus, starker Streitkräfte sowie
der Bewahrung des nuklearen Gleich-
gewichts mit den USA leiten, doch
sind dabei auch auffallende Divergen-
zen zu erkennen. Insgesamt war je-
doch eine Zunahme militärischer und
außenpolitischer Determinanten ge-
genüber früheren Schlüsseldokumen-
ten wie der „NSK 1997“ unverkennbar,
die die Hauptgefahren der nationalen
Sicherheit durch primär innenpoliti-
sche Bedrohungsfaktoren definierte.
So lassen sich in den neuen Schlüssel-
dokumenten des Jahres 2000 ein deut-
lich skeptischeres Weltbild und eine
konfrontativere Haltung gegenüber
den USA und der NATO konstatieren.
Die Militärreform, die schon seit
mehr als zehn Jahren in der Diskussi-
on ist, wird weiterhin von den engen
finanziellen Rahmenbedingungen de-
terminiert werden. Putin hat inzwi-
schen radikalere Reformpläne for-
ciert, die aber angesichts der unter-
schiedlichen Parikularinteressen der
verschiedenen Teilstreitkräfte, der
Rüstungsindustrie und der außen-
sowie sicherheitspolitischen Elite des
Landes keineswegs kohärent sind und
mit vielen Fragezeichen versehen wer-
den müssen. Im Mittelpunkt der in-
nenpolitischen Auseinandersetzun-
gen stehen die Fragen nach den kon-
kreten Bedrohungsszenarien sowie
der Zukunft der konventionellen ver-
sus nuklearen Streitkräfte. Erst vor
diesem Hintergrund einer Analyse
dieser Diskussionen wird auch die Po-
litik Russlands gegenüber den ame-
rikanischen Raketenabwehrplänen
(NMD/TMD) und der Zukunft des
ABM-Vertrags verständlich.
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Seit 1991 sind zahlreiche konkrete
Pläne einer Militärreform vom Vertei-
digungsministerium als auch von zi-
vilen und militärischen Experten in
Russland diskutiert worden. Seit die-
sem Zeitpunkt wurden die russischen
Streitkräfte von 2,8 Millionen 1991
auf 1,2 Millionen Soldaten 1999 redu-
ziert. Die tatsächliche Stärke der
Streitkräfte lag jedoch erheblich unter
der Zahl der offiziellen Dienstposten.
Gleichzeitig hatte Präsident Boris
Jelzin nach den blutigen Oktober-
tagen 1993 die so genannten „anderen
Streitkräfte“ (des Innenministeriums,
der Grenztruppen u.a.) mittels einer
Politik von „teile und herrsche“ quan-
titativ und qualitativ aufgerüstet, um
ein innenpolitisches Gleichgewicht
zwischen den Machtministerien zu
bewahren. Die Folge war nicht nur,
dass Russland 1999 noch immer mehr
als 2 136 000 Mann unter Waffen (zu-
sätzlich 960 000 zivile Mitarbeiter in
den zwölf Machtministerien und Si-
cherheitsapparaten) hatte, sondern
die regulären Streitkräfte mit den elf
anderen Streitkräften um finanzielle
Ressourcen, Rekrutierung von Wehr-
pflichtigen und die konkrete Kom-
mandogewalt konkurrieren mussten.
Zusammen sollen sie mehr als ein
Drittel des Staatshaushalts absorbiert
haben.
Dieser weiterhin „übermilitarisier-
te Staat“ behindert die politische und
wirtschaftliche Entwicklung, wie rus-
sische Militärrefomer kritisieren.
Unter Jelzin blieben die Streitkräfte
weitgehend sich selbst überlassen.
Damit war die Militärreform im Prin-
zip der Institution übertragen wor-
den, die es zu reformieren galt.
Im Sommer 1999 hatte das Verteidi-
gungsministerium größte Schwierig-
keiten, 60 000 Soldaten für die Invasi-
on in Tschetschenien bereitzustellen.
So mussten mehr als 40 000 Soldaten
aus den anderen Streitkräften mobili-
siert werden, um das operative Mini-
mum von 100 000 Soldaten sicher-
zustellen. Diese Probleme führten zur
Entscheidung des damaligen Minis-
terpräsidenten Putin, eine wirkliche
Militärreform in Angriff zu nehmen.
Trotz geringer Moral in der Truppe,
ungezahlter und zu niedriger Löhne,
einem riesigen Schuldenberg,Massen-
desertion,steigender Kriminalität und
ausufernder Korruption, Rekrutie-
rungsproblemen bei Vertragssoldaten
und Jungoffizieren, mangelnder Ein-
satzfähigkeit aufgrund fehlenden Trai-
nings und nicht vorhandener Ersatz-
teilbevorratung, unzureichender Bil-
dung, ungelöster Gewalttätigkeit in
den Kasernen,zerfallender Infrastruk-
tur (die selbst ein Sicherheitsproblem
darstellt) und 420 000 Armeeangehö-
rigen ohne Wohnung wollen nach An-
sicht des Militärjournalisten Alek-
sandr Golz die Generäle dennoch
keine wirkliche Militärreform, wie die
Kommandostabsübungen mit Nu-
klearkriegsszenarien im Juni 1999
(„Zapad-99“) und jene vom Frühjahr
diesen Jahres deutlich gezeigt haben.
Vor diesem Hintergrund über-
rascht es auch nicht, dass noch immer
wesentliche Teile von Militäraus-
gaben in anderen Haushalten ver-
steckt sind, so dass auch die Duma
und ihr Verteidigungskomitee zu
einer echten zivil-parlamentarischen
Kontrolle der Streitkräfte nicht fähig
sind.Die tatsächlichen Verteidigungs-
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ausgaben liegen demnach auch nicht
bei den offiziell verkündeten 2,64%,
sondern real zwischen 5 und 6% des
BIP, wie russische Experten bestäti-
gen. Allerdings hatten die Streitkräfte
auch nur einen Teil der in den neunzi-
ger Jahren zugewiesenen Mittel tat-
sächlich erhalten.
Neukonzeptionen
Seit der Ernennung des Ober-befehlshabers der Strategischen
Raketentruppen (SRT) Igor Sergejew
zum Verteidigungsminister im Mai
1997 sollen zeitweise bis zu 80 bis 90%
der Rüstungsprojektmittel seiner frü-
heren Teilstreitkraft zugeflossen sein,
was den Zustand der konventionellen
Streitkräfte drastisch verschlechterte.
Gerechtfertigt wurde dies von Serge-
jew als auch von vielen zivilen außen-
und sicherheitspolitischen Experten
stets mit dem Hinweis, dass das nu-
kleare Gleichgewicht mit den USA
und der NATO unter allen Umstän-
den bewahrt werden müsse. In der Tat
bildeten die Nuklearstreitkräfte Russ-
lands das letzte Attribut eines „virtuel-
len“ Großmachtstatus, dessen öko-
nomische Fundierung allerdings im-
mer fragwürdiger wird.
Vor diesem Hintergrund präsen-
tierte Generalstabschef Anatolij Kwa-
schnin auf einer Sitzung des Kollegi-
ums des Verteidigungsministeriums
am 12. Juli 2000 radikale Vorschläge
zur Neukonzeption des Aufbaus der
russischen Streitkräfte bis zum Jahr
2016, die im wesentlichen auf eine be-
vorzugte Entwicklung der konventio-
nellen Streitkräfte zu Lasten der SRT
hinausliefen. Nach diesem „Staats-
streich im Militärapparat“ sollten be-
reits 2001 die Weltraumstreitkräfte
und die Raketen-Weltraumverteidi-
gung ausgegliedert und dem General-
stab unterstellt werden, nachdem Ser-
gejew sie 1997 aus der Luftverteidi-
gung ausgegliedert und den SRT an-
geschlossen hatte. Bis 2003 sah
Kwaschnin eine Reduzierung des Sta-
tus der SRT von der Teilstreitkraft zu
einer Waffengattung vor, die er den
Luftstreitkräften angliedern wollte.
Danach würden die russischen Streit-
kräfte zu einer klassischen Dreiteilung
von Land-, Luft- und Seestreitkräften
übergehen. Zudem sollten die SRT
unilateral bis zum Jahr 2003 von 19
auf zwei Divisionen verringert und
dabei auf 150 Interkontinentalraketen
(ICBM) sowie 500 bis 1500 Spreng-
köpfe abgerüstet werden. Faktisch be-
deutete dies eine einseitige Abrüstung
von mehr als 400 der gegenwärtig ins-
gesamt 780 ICBM, deren Großteil al-
lerdings ohnehin aus technischen Al-
terungsgründen und vertraglichen
Regelungen (START-II) aus dem
Dienst genommen werden muss.
Diese Vorstellungen trafen sofort
auf massiven Widerstand nicht nur
Sergejews, sondern auch zahlreicher
anderer hoher Offiziere und ziviler
Militärexperten. Putin war aufgrund
der Polarisierung innerhalb der Gene-
ralität gezwungen, eine Grundsatz-
entscheidung herbeizuführen, um
weitere Erosions- und interne Zer-
fallstendenzen zu vermeiden.
Die Vorschläge des Generalstab-
chefs zu einer „Denuklearisierung“
waren auch deshalb brisant, weil sie
eine deutliche Abkehr von der „Nu-
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klearisierung“ der Verteidigungspoli-
tik bedeuteten, wie sie in der „NSK
2000“ und der „MD 2000“ durch die
Aufwertung vor allem substrategi-
scher Nuklearwaffen kodifiziert wor-
den waren. Kwaschnins Schlussfolge-
rungen basierten auf der realistischen
Bedrohungsanalyse,dass nicht so sehr
die USA und NATO Russland bedro-
hen,sondern primär ethnisch-religiö-
se Konflikte (Tschetschenien-Kon-
flikt) im Süden des Landes, bei denen
strategische Nuklearwaffen keine Lö-
sung versprechen.
Auf der andern Seite waren aller-
dings seine Erwartungen von großen
Einsparmöglichkeiten bei Reduzie-
rungen der SRT überzogen. 1999 sol-
len die SRT 18% und 2000 nur 10%
der gesamten Verteidigungsausgaben
konsumiert haben. Allerdings gingen
gleichzeitig 40 bis 60% aller Finanz-
mittel für Forschung und Entwick-
lung und über 80% für Rüstungs-
beschaffung an die SRT. Da weniger
die Raketen sondern die dazugehörige
„C4I“-Infrastruktur (u.a. Frühwarn-
einrichtungen und -satelliten) we-
sentlich mehr Gelder verschlingen
(80% der Militärsatelliten müssen er-
setzt werden), soll der Einspareffekt
der Reformvorschläge Kwaschnins le-
diglich 19 Milliarden Rubel in 15 Jah-
ren (0,7% des geplanten Verteidi-
gungshaushalts dieses Zeitraumes)
ausmachen. Des Weiteren würden
auch die unilateralen nuklearen Ab-
rüstungsschritte erhebliche Neuin-
vestitionen für die sichere Lagerung
und Zerlegung der Sprengköpfe sowie
ballistischen Raketen erfordern. Zu-
dem würde die von Kwaschnin vor-
geschlagene Produktionsrate von le-
diglich zwei neuen ICBM pro Jahr
zum Ruin von 200 Lieferfirmen in der
Rüstungsindustrie führen.
Auch wenn ein Teil dieser Gegen-
argumente überzogen ist, steht Russ-
land dennoch vor dem grundlegen-
den Problem, eine strategische Ent-
scheidung zwischen erheblichen In-
vestitionen in neue strategische
Nuklearwaffensysteme oder einer Re-
duzierung seines Nuklearwaffenarse-
nals treffen zu müssen. Kwaschnins
Radikalvorschlag, die Modernisie-
rung der konventionellen Streitkräfte
sogar durch unilaterale Abrüstung
strategischer Nuklearwaffensysteme
Russlands zu beschleunigen und nicht
von reziproken Verhalten und Kom-
promissen der USA bei START-III,
dem ABM-Vertrag und ihrer Nukle-
arwaffenrüstung abhängig zu ma-
chen,musste lautstarke Kritik hervor-
rufen. Der Vorschlag war jedoch auch
ein Eingeständnis des Zustands der
konventionellen Streitkräfte und spie-
gelte die Fixiertheit russischer Bedro-
hungsszenarien auf die USA und
NATO wider.
Als Präsident Putin am 16. Januar
2001 seinen „Plan für den Aufbau der
Streitkräfte bis 2005“ billigte, stellte
sich heraus, dass er im wesentlichen
den Plänen Kwaschnins folgte, auch
wenn sein Plan einen politischen
Kompromiss darstellte.Danach sollen
alle Streitkräfte um insgesamt 600 000
Dienstposten verringert werden, wo-
von 365 000 Mann auf die regulären
Streitkräfte entfallen: so würden die
regulären Streitkräfte von 1,2 Millio-
nen auf 835 000 Mann reduziert.1
Die „anderen Truppen“ sollten ur-
sprünglich um 60 000, nach der 
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Sitzung am 9. November 2000 um 
105 000 Mann plus 120 000 Zivilange-
stellte reduziert werden.So soll der An-
teil der Personalausgaben am Wehretat
von 80 auf 50% gesenkt werden.
Sergejew wurde am 28. März 2001
entlassen und zum Assistenten Putins
für „Probleme der strategischen Stabi-
lität“ berufen. Aber nicht Kwaschnin,
sondern der enge Putin-Vertraute
und Sekretär des mächtigen Sicher-
heitsrates, Sergej Ivanow, wurde zum
neuen Verteidigungsminister er-
nannt. Dieser forciert nun die Refor-
men mehr zugunsten der konventio-
nellen Streitkräfte, in deren Zuge er
auch das von Jelzin und Sergejew 1997
aufgelöste Oberkommando der
Landstreitkräfte zum 1. April 2001
wiedergeschaffen hat. Zudem hat er
den Ambitionen Kwaschnins und sei-
ner Instrumentalisierung des Gene-
ralstabs einen Riegel vorgeschoben.
Die neuen Reduzierungen schaffen
jedoch auch neue Verteidigungspro-
bleme. Dies gilt vor allem für den Fer-
nen Osten, wo künftig nur noch 
80 000 Mann der Landstreitkräfte
mehr als zwei Millionen Soldaten
Chinas gegenüberstehen und eine
mehr als 4000 km lange Grenze zu be-
wachen haben. Zudem könnte sich in
der Zukunft Chinas strategische Nu-
klearwaffenrüstung bis zum Jahr 2010
von 300 Sprengköpfen auf 600 bis 900
erhöhen und damit die russische 
Nuklearwaffenabschreckung frag-
würdig werden.
Die Diskussionen über die Einfüh-
rung einer Berufsarmee scheinen auf
Eis gelegt; dies gilt auch für die in der
Verfassung verankerte Einführung
eines alternativen Zivildienstes.
Putins Streitkräftereduzierungen
und die stärkere Modernisierung der
konventionellen Streitkräfte signali-
sieren, dass die politische Führung
und Teile des Militärestablishments
dabei sind, sich von den alten Bedro-
hungsszenarien des Kalten Krieges
langsam zu verabschieden. Doch die
Reduzierungen allein bedeuten keine
automatische Verbesserung der Ein-
satzfähigkeit der Streitkräfte. Zudem
ist nicht sicher, ob die Kürzungen aus-
reichen, um die internen und operati-
ven Probleme der Streitkräfte zu über-
winden. Zwar hat Putin die Verteidi-
gungsausgaben 2001 um 50% (!) für
das laufende Jahr erhöht und eine wei-
tere Steigerung um 25% für 2002 an-
gekündigt, doch wird Russland kaum
neue Hauptwaffensysteme bis 2010 er-
halten. Zudem haben die Streitkräfte
nicht wirklich 50% mehr erhalten.
Vielmehr wurden bislang in anderen
Etats versteckte Militärausgaben
(wenn auch nicht alle) nun im offiziel-
len Verteidigungshaushalt deklariert.
Perspektiven
Während hinsichtlich der kontro-versen Modernisierungspläne
Kwaschnins von einer „Denuklearisie-
rung“ der Verteidigungspolitik ge-
sprochen werden kann, muss seit
1992 eine stetig zunehmende „Nu-
klearisierung“ hinsichtlich der Auf-
wertung der substrategischen Nukle-
arwaffen konstatiert werden. Die
Frage nach der Absenkung der nu-
klearen Schwelle bis auf die regionale
Ebene oder sogar lokale Ebene eth-
nisch-religiöser Konflikte wird weit-
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gehend unbeantwortet bleiben und
primär von den konkreten Fähigkei-
ten der konventionellen Streitkräfte in
„low-intensity“-Konflikten abhängen
als von Formelkompromissen (wie in
der NSK 2000 oder MD 2000). Diese
militärpolitischen Diskussionen in
Russland, die nicht so sehr auf eine
nukleare Abschreckung, sondern
konkrete Kriegführungsfähigkeit auf
den jeweiligen Ebenen zielen, sollten
im westlichen Eigeninteresse mit grö-
ßerer Aufmerksamkeit verfolgt und
im Rahmen des NATO-Russland-
Rates sowie anderer gemeinsamer
Diskussionsforen ausgiebig diskutiert
werden.So schließen russische Militä-
rexperten auch nukleare Präventiv-
schläge in nicht näher definierten
„Krisensituationen“ keineswegs aus.2
Vor dem Hintergrund unterschied-
licher Bedrohungsperzeptionen ist es
unverständlich, warum renommierte
zivile Militärexperten am russischen
Großmachtstatus und der Priorität
einer Modernisierung der strategi-
schen Nuklearstreitkräfte festhalten,
obwohl sie selbst nicht ernsthaft an
eine konkrete Bedrohung Russlands
durch einen amerikanischen Erst-
schlag mit strategischen Nuklear-
waffen glauben, während gleichzeitig
die Gefahren einer nuklearen Eskala-
tion lokaler und regionaler konven-
tioneller Konflikte aufgrund der Zer-
fallstendenzen der konventionellen
Streitkräfte stetig zunehmen. Redu-
zierungen der strategischen Nuklear-
waffenarsenale bilden langfristig sehr
wohl die Voraussetzung, die internen
Probleme der Streitkräfte zu lösen
und die technische Wartung und
somit Sicherheit des strategischen Nu-
klearwaffenarsenals Russlands zu ver-
bessern. Gleichwohl darf auch im
Westen die psychologische Bedeutung
der russischen Nuklearwaffen nicht
übersehen werden: Russland hat seine
konventionelle Überlegenheit in Eu-
ropa und Asien verloren, und Nukle-
arwaffen sind als einziges Attribut des
russischen Großmachtstatus übrig
geblieben. Dennoch wird die Bedeu-
tung der strategischen Nuklearwaffen
für die konkrete Verteidigungspolitik
Russlands im nächsten Jahrzehnt wei-
ter abnehmen.
Der schreckliche terroristische An-
schlag auf das World Trade Center am
11.September wird auch auf die russi-
sche Verteidigungspolitik wichtige
Auswirkungen haben und dürfte die
Fokussierung auf die konventionellen
Streitkräfte stärken und die Argu-
mente der „Atom-Lobby“ und „Rake-
ten-Mafia“ weiter schwächen. Russ-
land wird sich mehr denn je auf seine
eigentlichen Bedrohungsszenarien im
Süden des Landes konzentrieren
müssen. Dies könnte auch neue Ko-
operationsformen mit der NATO und
den USA ermöglichen.
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